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Drucksadie Nr. 4030 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 247. Sitzung des Deutsdien Bundestages 
am 28. Januar 1953 


1. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Dr. Friedensburg rung zu unternehmen, um dem Übclstand zu 

begegnen, der darin liegt, daß von der 
Schiftahrt in Küstennahe öi und Ölrückstände 
abgelasscn werden, diese auch aus Gebieten 
außerhalb der Dreimeilenzone an die Küsten 
gelangen und dort zum Schaden der Wasser- 
tierwelt und zur Belästigung der Badegäste 
Wasser und Strand der Seebäder verunreini- 
gen? Ist die Bundesregierung insbesondere 
bereit, auf dem Wege internationaler Abkom- 
men eine Regelung herbeizuführen, die die 
Verunreinigung bewohnter Küsten durch an- 
geschwemmtes öl, Ölrückstände usw. in Zu- 
kunft ausschaltet? 

2. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bundes- 

Dr. Miessner tag eine Novelle zum Gesetz nach Artikel 

131 GG vorzulegen? 

Wenn ja, zu welchem Zeitpunkt? 

3 . Abgeordneter Warum nennt die Bundesregierung ihr 

Dr. Mommer „Bulletin” nicht Mitteilungsblatt? 

N 

4 . Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesminister für Verkehr 

Dr. Wuermeling bekannt, daß die Haftpflichtrentenbezicher 

der Deutschen Bundesbahn bis heute noch 
keinerlei Teuerungszuschläge auf die alten 
Vorkriegsrenten erhalten? 

Ist der Herr Bundesminister bereit, auf die 
Deutsche Bundesbahn mit dem Ziel einzu- 
wirken, solche Teuerungszuschläge in ange- 
messener Höhe zu gewähren, ohne daß dieser- 
halb Prozesse geführt werden müssen? 


Druck: Peter Meier, Bulsdorf-Sieigburg 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



5. Abgeordneter Trifft die Stellungnahme des Außenhandels- 
Dr, WuermeJing kontors Niedersachsen vom 5. Dezember 1952 

zu, derzufolge der Tausch von Briefmarken 
mit dem Ausland z. Z. nicht zulässig ist? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung, um im Interesse der 2 Millionen 
dcutsdier Briefmarkensammler den legalen 
Briefmarkentausch mit dem Ausland wieder 
zu ermöglichen? 

6. Abgeordneter Wann ist mit der verbindlidien Erklärung 
Meyer (Hagen) der Bundesbahn zu rechnen, daß der Bahn- 
hofsumbau in Wattenscheid nach den zwischen 
Stadt und Bundesbahn abgestimmten Plänen 
vorgenommen werden kann? Wann ist mit der 
verbindlichen Erklärung der Bundesbahn zu 
rechnen, daß der Bahnhofstunnel eine Ver- 
lagerung von etwa 50 bis 80 m ostwärts 
erfährt? Wann können die Umbauarbeiten in 
Angriff genommen werden, und sind für 
diesen Zweck bereits Mittel zur Verfügung 
gestellt? 

7. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Niebergall aus Bundcsmitteln den Hochwassergeschädigten 

an der Mosel, der Nahe, dem Main und dem 
Rhein eine ausreichende Hilfe zu gewährleisten? 

8. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß die Landes- 

Niebergall regicrung Rheinland-Pfalz den Einwohnern 

der Gemeinden Erzweilcr und Obcrjecken- 
bach das Recht verweigert hat, bei den Ge- 
meinderats- und Amtsvcrtretungswahlcn ihr 
Wahlrecht auszuüben? Was hat die Bundes- 
regierung getan, um sofort die beiden Ge- 
meinden Erzweiler und Obcrjeckenbach aus 
dem von Hitler geschaffenen sogenannten 
„Heeresgutsbezirk” auszuklammcrn, um da- 
durch den Wählern ihre vollen staatsbürger- 
lichen Rechte zu sichern? 

Ist dem Herrn Bundeskanzler bekannt, daß 
bei der Dienststelle Blank der frühere Oberst- 
leutnant im Generalstab Knapp beschäftigt ist, 
der zu den eifrigsten Anhängern der SRP 
gehört und der noch nach 1945 des öfteren 
in Eberbach am Neckar öffentlich bekundet 
hat, daß er sich mit allen Mitteln für die 
Restaurierung des nationalsozialistischen Re- 
gimes einzusetzen bereit ist? 

10. Abgeordneter Führt das Allgemeine Eisenbahngesetz (AEG) 
Meyer (Hagen) vom 29. März 1951 im § 6 die Bestimmung 
des Gesetzes betreffend die Tarifhoheit über 


9. Abgeordneter 
Müller 
(Frankfurt) 



11, Abgeordneter 
Gimdeladi 


12. Abgeordneter 
Giindelach 


13. Abgeordneter 
Renner 


die nicht im Eigentum des Bundes stehenden 
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs vom 
6. Juli 1938, (Rcichsgesetzbl. 11 S. 239) § 2, 
in der bisherigen Anwendung weiter? 

Aus weldiem Grunde wurde dieses audi im 
Bundesanzeiger Nr. 145 vom 31. Juli 1951 
bestätigt, und wie kam es dann zu der Ent- 
scheidung des Herrn Bundesministers für 
Verkehr gemäß Schreiben vom 13. Juli 1952 
- 6/3 Tgp 29-3/39 E II, zweiter Absatz erster 
Satz - an den Verband Deutscher Nichtbun- 
deseigener Eisenbahnen in dieser Angelegenheit? 

Wie gedenkt der Herr Bundesminister die 
grundsätzlidien Meinungsverschiedenheiten 
zwischen der Bundesbahn und den Nichtbun- 
deseigenen Eisenbahnen in der Auslegung des 
5 6 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) 
der Wirklichkeit gemäß zu klären und den 
Ruf nach direkten Tarifen ohne Änderung 
der bis jetzt noch gültigen Bestimmungen und 
besonderen Gesetze sowie der bisherigen Art 
der^Durchführung zu erfüllen? 

Was hat der Herr Bundesminister der Finanzen 
veranlaßt, um die vor Monaten bereits von 
der Besatzungsmacht geräumten, noch Immer 
unverwerteten Anlagen des ehemaligen Krupp- 
schen Kurbelwellenwcrkcs und des ehemaligen 
Heereszeugamtes in Glinde in Holstein für 
die Wirtschaft nutzbar zu machen? Ist der 
Herr Bundesminister bereit, diese Anlagen für 
Betriebe der Frledensindustric freizugeben? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Wohnungs- 
bau bekannt, daß am 6. Juni 1951 in einer 
Sitzung des Ausschusses für Bau- und Boden- 
rcdit ein Regierungsvertreter die Erklärung 
abgegeben hat, daß im zuständigen Ministerium 
bereits an einem neuen Gesetz für Klein- 
gärtner gearbeitet wird? 

Wann gedenkt die Bundesregierung dem Bun- 
destag den Entwurf dieses neuen Gesetzes 
für Kleingärtner und Bchelfsheimbewohncr 
vorzulcgen? 

Welcher Art waren die Unterlagen, mittels 
derer der unter Verdacht des Betruges ver- 
haftete „Doktor” Hermann Meincke, Inhaber 
der inzwischen unter Verlust des Geschäfts- 
kapitals in Konkurs geratenen Hartmetall- 
Kommanditgesellschaft zur Herstellung künst- 
licher Diamanten dem Herrn Bundesminister 



14. Abgeordneter 
Renner 


15. Abgeordneter 
Paul (Düsseldorf) 


16. Abgeordneter 
Paul (Düsseldorf) 


17. Abgeordneter 
Paul (Düsseldorf) 


18. Abgeordneter 
Niebes 


19. Abgeprdneter 
Niebes 


20. Abgeordneter 
Fisch 


für Wirtschaft „glaubhaft” gemacht hat, daß 
er - Meinckc - sich mit der Herstellung künst- 
licher Diamanten besdiäftigc? 

Wer waren die Personen bzw. Stellen, die den 
Meincke bedroht haben, um die Herstellung 
künstlicher Diamanten zu verhindern? 

War das an Meincke gerichtete Schreiben vom 
29, Oktober 1951 des Herrn Bundesministers 
für Wirtschaft nicht geeignet, private Geld- 
geber zur Finanzierung des Schwindelunter- 
nehmens anzuregen? 

Hat der Herr Bundesminister für Wirtschaft 
an der festlichen Gründungs Veranstaltung des 
„Unternehmens” Meincke teilgenommen? 

Ist in der Gesellschafts-Urkunde der HAMAK 
festgelegt, daß der erste künstlich hergestellte 
„echte” Diamant den Namen Erhard erhalten 
solle? 

Hat der Herr Bundesminister des Innern das 
Bundeskriminalamt beauftragt, Meind^e unter 
besonderen persönlichen Schutz und unter 
Bewachung zu stellen? Ist es wahr, daß der 
Herr Bundesminister dem Bundeskriminalamt 
Anweisung gegeben hat, jeden bei der HAMAK 
Beschäftigten vor seiner Einstellung auf seine 
persönliche und politische Zuverlässigkeit hin 
zu überprüfen und die Überwachung des 
Betriebes in geeigneter Form vorzul^er eiten? 

Hat das Bundesministerium für Arbeit im 
Zusammenhang mit den „Versuchen” des 
Meincke den Arbeitsämtern in der weiteren 
Umgebung von Bonn Anweisung erteilt, für 
den Augenblick des Anlaufens der Produktion 
echter Diamanten 4000 Arbeitskräfte zur 
Verfügung zu stellen? 

Ist dem Herrn Bundesminister der Justiz 
oder einem anderen Kabinettsmitglied vor der 
Verhaftung des Meincke bekannt gewesen, 
daß dieser gar kein diplomierter Chemiker 
ist und daß er den Doktortitel unberechtig- 
terweise sich zugelegt hatte? Lag bei dem 
Herrn Bundesminister der Justiz bereits vor 
der Verhaftung des Meincke ein Aktenstück 
eines Gerichtes der Bundesrepublik vor, aus 
dem ersichtlich war, daß dieses Gericht die 
Verurteilung des Meincke wegen unberech- 
tigter Titelführung in Gang gebradit hatte? 



21. Abgeordneter 
Fisch 


22. Abgeordneter 
Renne i* 


23. Abgeordneter 
Niebergall 


Ist es wahr, daß auf Eingreifen des Herrn 
Bundesministers dieses Verfahren niederge- 
schlagen worden ist? 

Ist dem Herrn Bundeskanzler bekannt, daß 
die Dienststelle Blank den ehemaligen General- 
richter bei der Hitler-Wehrmacht, Dr. Otto 
Grünewald, als Sachverständigen für Fragen 
der Militärgerichtsbarkeit bei den Pariser 
EVG- Verhandlungen eingesetzt hat, der als 
oberster Chefrichter der Hitler-Wehrmadit 
kurz vor dem Zusammenbruch die „fliegenden 
Standgerichte” eingerichtet hat und der als 
Zeuge in dem vor dem Schwurgericht in 
Würzburg gegen das „Standgericht Helm” 
durchgeführten Mordprozeß zugab, für deren 
„Verfahren” die „Weglassung der nicht unbe- 
dingt notwendigen Formalitäten an geordnet 
zu haben”? 

Ist der Herr Bundeskanzler nadi dem Aus- 
gang des Würzburger Prozesses bereit, auf 
die w^eitere Verwendung dieses „Sachverstän- 
digen” zu verzichten? 

Ist dem Herrn Bundesminister der Justiz 
bekannt, daß der auf Veranlassung des Ober- 
bundesanwalts beim Bundesgerichtshof wegen 
angeblichen Versuchs der Vorbereitung zum 
Hochverrat in Untersuchungshaft genommene 
Erich Loch, Essen, nachdem er sich geweigert 
hatte, sich Fingerabdrücke nehmen zu lassen, 
im Essener Untersudiungsgefängnis gefesselt 
und zur Duldung des Fingerabdruckes ge- 
zwungen wurde? Billigt der Herr Bundes- 
minister diese Behandlung eines Mannes, der 
wegen seines antifaschistischen Kampfes während 
der ganzen Dauer des Hitlerregimes in Kon- 
zentrationslagern fcstgehalten wurde und der 
jetzt erneut wegen „Verdachts” einer poli- 
tischen Straftat inhaftiert worden ist? 

Was hat die Bundesregierung in Durdiführung 
der Bundestags Beschlüsse vom 21. Februar 
1952 betreffend Verbot der Werbung für 
fremde Militärdienste auf dem Boden der 
Bundesrepublik getan, um dieser Werbung 
durch ausländische Agenturen ein Ende zu 
machen? Ist im Generalvertrag bzw. im EVG- 
Vertrag zwingend festgelcgt, daß die Werbung 
von Deutschen auf dem Boden der Bundes- 
republik tür fremde Militärdienste durch aus- 
ländische Agenturen oder deutsche Dienst- 
stellen verboten ist und unter Strafe gestellt 
wird? 



24. Abgeordneter 
Dr. Schellen berg 


25. Abgeordneter 
Dr. St'liellenberg 


26. Abgeordneter 
Bielig 


27. Abgeordneter 
Bielig 


28. Abgeordneter 
Dr. Decker 


Ist dem Herrn Bundesministcr für Arbeit 
bekannt, daß nach den von einer repräsen- 
tativen Landesversichcrungsanstalt (Hannover) 
durch geführten Erhebungen in der Renten- 
versicherung der Arbeiter bei 55 Prozent aller 
Versichertenrenten und bei 65 Prozent aller 
Witwenrenten keine Rentenzulage oder nur 
eine solche unter 25 Prozent gewährt wurde, 
und daß die Rentenzulage bei Waisenrenten 
durchschnittlich nur 0,64 DM monatlidi 
beträgt? 

Hält der Herr Bundesminister nach Kenntnis 
dieser Zahlen seine Behauptung aufrecht, daß 
im Bundesgebiet die Zahl der Renten in der 
Rentenversicherung der Arbeiter, welche keine 
oder keine volle Rentenzulagc erhalten haben, 
bei weitem unter 50 Prozent aller Renten 
liegt? 

Wie erklärt sich der erhebliche Unterschied 
in den von der Bundesregierung angegebenen 
Beträgen für Rentenzulagen, die bei Vorlage 
des Rentenzulagengesetzes auf 1 030 Mill. DM 
jährlich veranschlagt, bei Vorlage des Gesetzes 
zur Deckung der Rentenzulagen im Haus- 
haltsjahr 1952 mit 910 Mill. DM jährlich 
angegeben wurden, während die tatsächlichen 
Ausgaben für Rentenzulagen, bezogen auf ein 
volles Kalenderjahr, unter 770 Mill. DM ge- 
legen haben? 

Ist die Bereinigung der Grundstücksbesitz- 
verhältnisse in Salzgitter, wie sie mit Beschluß 
des Bundestages vom 28. Juli 1950 - Nr. 1220 
der Drucksachen - gefordert wurde, erfolgt? 
Ist der Stadt Salzgitter das für Wohnungsbau 
und Industrieansledlung erforderliche Land 
zur Verfügung gestellt worden? 

Wann gedenkt das Bundesminlstcrium für das 
Post- und Fernmcldewescn den Beschluß des 
Bundestages vom 28. Juli 1950 - Nr. 1220 
der Drucksachen, Ziffer 4 - durchzuführen, 
mit dem das genannte Ministerium beauftragt 
wurde, vordringlich in Salzgitter ein eigenes 
Postgebäude zu errichten ? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die Errichtung eines Flughafens 
für Düsenflugzeuge auf dem Hcimerzheimer 
Gelände, also in unmittelbarer Nähe von Bonn, 
zu verhindern? 



29. Abgeordneter 
Dr. Decker 


30. Abgeordneter 
Fisch 


Ist dem Bundesinnenministerium bekannt, daß 
die Liberalisierung des Kunsthandels von Pa- 
rasiten dahin ausgenutzt worden ist, daß aus 
den Niederlanden 426 Gemälde im Wert von 
DM 13 000. — und aus Österreich 535 Ge- 
mälde im Gesamtwert von DM 12 000. — , 
Einzelwert also DM 22 - 30. — , eingeführt 
worden sind? 

Was gedenkt der Herr Bundesinnenminister 
zu unternehmen, um die für die deutsche 
Devisenbilanz und den deutschen Kunsthandel 
günstig sich auswirkende Liberalisierung vor 
dem Mißbrauch durch die Einfuhr minder- 
wertiger, mit Kunst nicht in Zusammenhang 
stehender Machwerke zu bewahren? 

Ist dem Herrn Bundesministcr der Justiz in 
Erinnerung, daß der Bundestag am 11. Juli 
1951 anläßlich der dritten Beratung des Straf- 
rechtsänderungsgesetzes 1951 eine Entschlie- 
ßung angenommen hat, in der die Bundes- 
regierung darum ersucht wurde, spätestens 
bis 30. September 1951 ein Abänderungsgesetz 
zum Strafrechtsänderungsgesetz einzubringen, 
das gewährleisten soll: 

a) die Mitwirkung von Schöffen und Geschwo- 
renen an Entscheidungen im ersten Rcchts- 
zug, 

b) die Möglichkeit, gegen Entscheidungen der 
ersten Instanz Revision einzulegen. 

Ist dem Herrn Bundesminister der Justiz in 
Erinnerung, daß der Bundesrat am 27. Juli 
1951 ebenfalls eine Entschließung zum Straf- 
rechtsänderungsgesetz 1951 angenommen hat, 
in der verlangt wird, daß in der bis 30. Sep- 
tember 1951 vorzulegenden Gesetzesno veile 
einige weitere Änderungen des ursprünglichen 
Strafrechtsänderungsgesetzes verlangt werden? 

Weshalb hat das Bundesjustizministerium bis 
jetzt die genannten Entschließungen des 
Bundestages und des Bundesrates ignoriert? 

Gedenkt die Bundesregierung in nächster Zeit 
die in den genannten Entschließungen gefor- 
derte Gesetzesnovellc zum Strafrechtsände- 
rungsgesetz vorzulegen und welchen Termin 
hat sie dafür vorgesehen? 


Bonn, den 23. Januar 1953 



